
17. Sitzung der Vertreterversammlung
der Kassenärztlichen Vereinigung Hamburg (16. Amtsperiode)

am 20. Mai 2026

R E S O L U T I O N

Die VV der KV Hamburg möge beschließen:

Resolution 1 der VV der KV Hamburg vom 20.05.2026 zum GKV-
Beitragssatzstabilisierungsgesetz

„Frau Warken, stoppen Sie dieses Versorgungs-Vernichtungs-Pro-
gramm!“

Die Vertreterversammlung der KV Hamburg ruft Bundesgesundheitsministerin Nina Warken
dazu auf, das GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz zu stoppen.

Begründung:
Die geplanten Sparmaßnahmen – allen voran die Streichung der TSVG-Regelungen und die De-
ckelung der entbudgetierten Leistungen – würden in Hamburg zu drastischen Einschränkungen
in der ambulanten Versorgung führen. Prognosen der KV Hamburg zufolge könnte es bei einzel-
nen Fachgruppen zu Kürzungen des Honorarvolumens in Höhe von bis zu 30 Prozent kommen.
Diese Sparmaßnahmen zwingen die Praxen dazu, ihr Leistungsangebot umfänglich einzu-
schränken und den zur Verfügung stehenden Mitteln anzupassen. Über eine Million Termine
würden wegfallen. Aufnahmestopps und längere Wartezeiten wären unausweichlich. Weitere
Praxen würden aufgeben oder in die Privatmedizin flüchten. Dieses Gesetz bewirkt das Gegen-
teil von dem, was Politik immer fordert: eine dichte, wohnortnahe Versorgung.

Darüber hinaus würde das Gesetz kein Geld einsparen, da ein Teil der Versorgung in die deut-
lich teureren Krankenhausstrukturen verschoben würde, was die Gesamtkosten des Gesund-
heitssystems weiter in die Höhe triebe.

Ein sinnvolles Reformgesetz müsste die ambulanten Strukturen stärken und gezielt ausbauen –
nach dem Grundprinzip „ambulant vor stationär“ und auch im Hinblick auf ein künftiges Pri-
märarztsystem. Nur auf der Grundlage starker ambulanter Praxen lassen sich Qualität, Wirt-
schaftlichkeit und Zugänglichkeit zur Versorgung langfristig sichern.


